
Griechische Politiker
unter »Beschuss«
Kein Verständnis für die Sparkommissare

Von Anke Stefan, Athen

EU-Kommissionspräsident José Ma-
nuel Durao Barroso fordert die grie-
chischen Politiker auf, dem Volk auf-
richtig zu erklären, dass es keinen an-
deren Weg als den Sparkurs gäbe. Das
aber wird sogar innerhalb der Regie-
rungspartei angezweifelt.

Die Opposition gegen die Politik der
Regierung wächst selbst in deren
eigenen Reihen. Auf der zwölf
Stunden dauernden Sitzung der
Fraktion der regierenden Panhel-

lenischen Sozialistischen Bewe-
gung (PASOK) am Dienstag sah sich
Finanzminister Giorgos Papakon-
stantinou zahlreichen Einwänden
seiner Genossen ausgesetzt, als er
versuchte, sie von der Notwendig-
keit der neuen harten Sparmaß-
nahmen zu überzeugen. Vorgese-
hen sind unter anderem Lohn- und
Einkommensteuererhöhungen so-
wie Rentenkürzungen für alle, de-
ren Jahreseinkommen 6000 Euro
übersteigt, Stellenstreichungen im
öffentlichen Dienst und der Aus-
verkauf öffentlichen Eigentums .

Papakonstantinou begründete
dies auch damit, dass die Einspa-
rungs- und Erlöszielen des vergan-
genen Jahres verfehlt wurden.
Zwar sei es gelungen, die Steuer-
einnahmen trotz der Rezession um
etwa fünf Milliarden Euro gegen-
über dem Vorjahr zu steigern.
Trotzdem müssten dieses Jahr zu-
sätzlich 6,4 Milliarden Euro einge-
spart oder eingenommen werden.

Doch in der PASOK wachsen die
Zweifel, ob solche Politik die ge-
wünschten Ergebnisse bringen
kann. Nachdem bereits vor einigen
Tagen 16 Abgeordnete des linken
Parteiflügels ihre Einwände gegen
immer neue Einschnitte zu Papier
gebracht hatten, hagelte es am
Dienstag Kritik aus weiteren Par-
teigliederungen.

Man solle endlich aufhören, im-
mer die gleichen zu belasten, er-
klärte die Abgeordnete Maria Mi-
chos. Andreas Makrypidis forderte
die Regierung auf, sofort Maßnah-
men zur Ankurbelung der Wirt-
schaft zu ergreifen, und Nikos Zoi-
dis warnte vor stürmischen Auf-
ständen.

Der Abgeordnete Paris Koukou-
lopoulos warf der Regierung sogar
vor, jeglichen Kontakt mit der Rea-
lität verloren zu haben. Mit ihrer

Politik habe sie es geschafft, »die
Banken zu leeren und die Plätze zu
füllen«, sagte Koukoulopoulos, auf
die überall im Lande stattfinden-
den abendlichen Proteste Zehntau-
sender Empörter anspielend.

Die haben nach ihrer beeindru-
ckenden Manifestation am Sonn-
tag, als sich allein in Athen über
100 000 Menschen vor dem Par-
lament versammelt hatten, zur
symbolischen Umzingelung des
Gebäudes der Volksvertreter für
den Tag der Parlamentsdebatte
über die neuen Maßnahmen aufge-
rufen. Ohnehin kann sich derzeit
kein Regierungspolitiker mehr öf-
fentlich zeigen, ohne Gefahr zu lau-
fen, beschimpft oder sogar atta-
ckiert zu werden. So war am Diens-
tagabend der Minister für Agrar-
entwicklung, Kostas Skandalidis,
auf der Insel Chios von empörten
Bürgern mit Eiern beworfen wor-
den.

Ähnliches war tags zuvor der
Staatssekretärin im Arbeitsminis-
terium, Anna Dalara, dank herme-
tischer Abschirmung durch Son-
derpolizisten erspart geblieben Die
Staatssekretärin musste nach ihrer
Rede auf einer Parteiveranstaltung

im Athener Stadtviertel Zografou
das Gebäude durch die Hintertür
verlassen und wurde auf dem Sozi-
us eines Polizeimotorrades aus der
Gefahrenzone gebracht. Vorige
Woche war Regierungssprecher
Giorgos Petalotis in einem Vorort
Athens mit Joghurt beworfen wor-
den. Auch in- und ausländische
Mitglieder der Kommission für Mi-
gration im Europarat gerieten bei
einem Besuch auf Korfu unter »Be-
schuss«.

Gleichzeitig wird Griechenland
von einer neuen Streikwelle er-
fasst. So traten am Mittwoch Ärzte
und Pflegepersonal an den staatli-
chen Krankenhäusern ebenso wie
Gerichtsbedienstete in einen mehr-
stündigen Ausstand. Am heutigen
Donnerstag streiken alle Angestell-
ten der vom Verkauf an Private be-
drohten staatlich kontrollierten Un-
ternehmen, darunter Strom- und
Wasserwerke sowie öffentlicher
Nah- und Fernverkehr. Am Freitag
legen Ärzte und Pflegepersonal ei-
nen weiteren, diesmal 24-stündi-
gen Streik ein, und für die kom-
mende Woche ist der dritte Gene-
ralstreik des Jahres in Vorberei-
tung. Kommentar Seite 4
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Nachrichten

■ Australien stoppte
Viehexporte
nach Indonesien

Sydney (AFP/ND). Angesichts
schockierender Bilder von Tierquä-
lerei in Schlachthöfen hat Australi-
en den Export von Rindern nach
Indonesien vorübergehend kom-
plett eingestellt. Das Exportverbot
gelte solange, bis in den indonesi-
schen Schlachthöfen Sicherheits-
vorkehrungen zum Schutz der Tie-
re eingeführt worden seien, sagte
der australische Landwirtschafts-
minister Joe Ludwig am Mittwoch.
Dies könne vermutlich sechs Mo-
nate dauern. Der Sender ABC hatte
Bilder aus elf indonesischen
Schlachthöfen ausgestrahlt, die
von der Tierschutzorganisation
Animals Australia aufgezeichnet
worden waren. Darin war zu se-
hen, wie die Tiere getreten und ge-
schlagen wurden, um sie zur
Schlachtbank zu zwingen. Arbeiter
brachen ihnen Schwänze und
drückten ihnen Augen aus. Nach
Ausstrahlung des Berichts stellte
Australien bereits die Lieferung an
diese Betriebe ein. Indonesien ist
mit einem Anteil von rund 60 Pro-
zent der lukrativste Markt für
Schlachtvieh aus Australien. Dort-
hin werden jedes Jahr etwa
500 000 Rinder verschifft.

■ Amerikas Staaten
geloben, mehr für
Sicherheit zu tun

San Salvador (dpa/ND). Mit der
Verabschiedung einer Deklaration
über die Sicherheit ihrer Bürger ist
die 41. Generalversammlung der
Organisation Amerikanischer Staa-
ten (OAS) zu Ende gegangen. In
dem Dokument sprechen sich die
Staaten des Kontinents dafür aus,
Strategien zur Bekämpfung der or-
ganisierten Kriminalität zu entwi-
ckeln. Dabei sollen die fundamen-
talen Menschenrechte beachtet
und für sozialen und wirtschaftli-
chen Fortschritt gesorgt werden.
Bei der Versammlung in der salva-
dorianischen Hauptstadt San Sal-
vador debattierten die Außenmi-
nister vor allem über die Bedro-
hung durch die mächtigen Kartelle,
die mit dem Drogenschmuggel von
Süd- nach Nordamerika Hunderte
von Milliarden Dollar umsetzen
und einen regelrechten Krieg ge-
gen die Regierungen führen. Allein
in Mexiko sind 2010 rund 15 000
Menschen ums Leben gekommen.

■ Brasiliens
Präsidentin verlor
ihren Kabinettschef

Brasília (AFP/ND). Nach Vorwür-
fen der illegalen Bereicherung ist
der Kabinettschef von Brasiliens
Präsidentin Dilma Rousseff zu-
rückgetreten. Rousseff nahm den
Rücktritt Antonio Paloccis an und
erklärte, sie bedauere »den Verlust
eines so wertvollen Mitarbeiters«.
Nachfolgerin soll die Senatorin
Gleisi Hoffmann werden.

»Ich würde die Bundeswehr
schon morgen abziehen«
Oberstarzt a.D. Reinhard Erös über seine Erfahrungen in Afghanistan

● Sie sind ein scharfer Kritiker des
Militäreinsatzes in Afghanistan
und fordern seit mehr als zehn
Jahren Verhandlungen mit den Ta-
liban. Warum kommt man an die-
sen Leuten nicht vorbei?

Weil sie qualitativ und quantita-
tiv in Afghanistan und in Pakistan
wieder eine derartige Bedeutung
haben, dass man sie einfach nicht
übergehen kann. Sie sind tief ver-
wurzelt in der paschtunischen Be-
völkerung. Nicht weil man ihre Po-
sitionen oder ihre Personen so
hoch schätzt oder für unterstüt-
zenswert hält, sondern weil die Al-
ternative noch viel schlimmer ist.

● Wie sähe die denn aus?

Das ist wie Pest und Cholera. Vie-
len Leuten, die politisch denken,
gerade auch Jüngeren, ist klar: Die
eine Möglichkeit sind die jetzigen
Machthaber, die bis auf die Kno-
chenhaut korrupt sind, die über
Leichen gehen, die aus Afghanistan
einen hoch kriminellen Drogen-
staat machen – und die andere sind
die Taliban. Eine dritte Möglich-
keit, die wir uns immer so gern vor-
stellen, also Demokratie, rechts-
staatlich denkende Bürger und Zi-

vilgesellschaft – dafür gibt es fast
kein Personal. Die Wenigen, die es
gibt, spielen keine Rolle oder sie
hauen ab, weil sie sagen: Das Land
geht vor die Hunde. Dadurch haben
die Religiösen inzwischen wieder
eine Bedeutung erlangt, die vor vier
oder fünf Jahren unvorstellbar ge-
wesen wäre.

● Hätte man mit einer anderen
Strategie mehr erreichen können?

Verhandlungen mit den Taliban
hätte man unmittelbar nach dem
Sturz Mullah Omars viel billiger
haben können. Zumindest drei
Jahre lang hatte man ein Zeitfens-
ter, als die Taliban schlicht ge-
schlagen waren, politisch und mili-
tärisch. Damals hätte man die Be-
dingungen fast diktieren können.
Der arrogante Kreuzzug von
George W. Bush – nach dem Motto:
Wir machen euch alle fertig – war
ein Fehler, der jetzt kaum mehr zu
korrigieren ist. Die Taliban sehen
sich auf der Siegerstraße, in Afgha-
nistan auf alle Fälle, was die Unter-
stützung im Osten und im Süden
betrifft, und was die Ablehnung der
ISAF-Truppen angeht inzwischen
auch im Norden. Auch das Bild der
Deutschen hat sich in den Augen

der Paschtunen-Bevölkerung spä-
testens seit der Bombardierung von
Kundus dramatisch verändert. Um
die Taliban werden wir jedenfalls
in der nächsten Regierung nicht
herumkommen.

● Durch den ISAF-Einsatz sollten
diese Gruppen doch eigentlich ge-
schwächt werden.

Wir haben das Gegenteil er-
reicht. Wenn ich was zu entschei-
den hätte, würde ich die Truppen
morgen abziehen. Als erstes würde
ich dafür sorgen, dass sie ab sofort
in ihren Kasernen bleiben. Man
kann sie ja nicht von heute auf
morgen abziehen, rein logistisch ist
das unmöglich. Aber sie könnten
zumindest draußen kein Unheil
mehr anrichten. Im letzten Jahr
gingen von allen getöteten Kindern
in Afghanistan mehr als die Hälfte
auf das Konto der NATO-Truppen.
Das erzeugt eine Gewaltspirale,
weil die Toten nach dortigen Ehr-
begriffen gerächt werden müssen.

● Welches Bild hat die Bevölke-
rung von den Ausländern?

Viele Afghanen glauben: Die Aus-
länder haben uns Krieg, Unsicher-
heit und Instabilität gebracht und
engagieren sich aus politischem
Eigennutz. Sie glauben jedenfalls
nicht, dass wir es um der Afghanen
willen tun, um ihr Land wieder
aufzubauen. Die Mächtigen und
Reichen sind natürlich begeisterte
Anhänger einer Präsenz des Wes-
tens. Nicht weil sie uns schätzen
und mögen, sondern weil sie davon
profitieren. Wir sind ihre »dum-
men Gönner«, die ihnen Geld in al-
le Taschen stecken. Da gehen Kof-
fer voller Dollars von Kabul nach
Dubai – durch Geschäfte oder di-
rekte Korruption. Auch der Dro-
genanbau funktioniert nur mit un-
terstützender Duldung des Wes-

tens. Ein Großteil der militanten
Aktivitäten geht nicht auf religiös
Verrückte zurück, sondern hat ei-
nen kriminellen Hintergrund. Kri-
minelle Geschäfte gedeihen in
Kriegszeiten eben besonders gut!

● Ist das Vertrauen der Bevölke-
rung auf Dauer verspielt?

Es wird eine neue politische Ge-
neration geben. Mehr als 50 Pro-
zent der Bevölkerung sind heute
jünger als 15 Jahre.

● Und haben die noch Vertrauen in
den Westen?

Wir müssen uns um die Jugend
kümmern. Konzentrieren wir uns
darauf, dass jedes afghanische
Kind eine gute Schul- und Berufs-
ausbildung bekommt, dass jeder
junge Mann und jede Frau einen
Beruf ausüben, Geld verdienen und
eine Familie gründen kann. Der
Ansatz, politische Feinde militä-
risch zu bekämpfen und nicht auf
die Ursachen zu schauen, ist
grundfalsch. Militärs haben in den
Einrichtungen unserer Kinderhilfe
zum Beispiel keinen Zutritt, weil
wir andernfalls zu potenziellen An-
griffszielen würden. In unseren
Schulen erhalten die Schüler Si-
cherheitsunterricht, sie lernen,

sich von Soldaten fernzuhalten, um
Angriffen zu entgehen.

● Sie sagen also: Geldhahn zu, Mi-
litär raus?

Militär auf jeden Fall raus. Die
Anwesenheit des westlichen Mili-
tärs ist kontraproduktiv, weil die
Bevölkerung in ihrer großen Mehr-
heit die Soldaten inzwischen min-
destens als Besatzer, wenn nicht
als echte Feinde empfindet. Wenn
wir weitermachen wie bisher, wird
die Lage weiter eskalieren. Inzwi-
schen gibt es eine Generation von
Taliban, die aus ihren Fehlern, et-
wa dem Ausschluss der Frauen aus
der Gesellschaft, gelernt hat. Aber
es gibt auch eine Generation gebil-
deter junger Leute, die es zur Tali-
banzeit nicht gab. Die nächsten
zwei, drei Jahre müssen wir unbe-
dingt nutzen. Sonst wird es sehr ge-
fährlich, nicht nur für Afghanistan.

Die Afghanen brauchen auch
nicht mehr Geld, um ihr Land auf-
zubauen: 90 Prozent der Gelder,
die wir hingegeben haben, sind in
die Taschen korrupter Politiker
und Beamter gewandert. Wir müs-
sen jetzt in jeder Hinsicht auf die
Jugend setzen. Nicht mehr Geld
ausgeben, sondern es besser ein-
setzen. Weniger Soldaten, dafür
praktische Aufbauhilfe.

Reinhard Erös, Oberstarzt a. D., ließ
sich 2002 von der Bundeswehr vor-
zeitig in den Ruhestand versetzen, um
sich seiner 1998 gegründeten Organi-
sation »Kinderhilfe Afghanistan«
(www.kinderhilfe-afghanistan.de) zu
widmen. Die Organisation hat seither
in den Ostprovinzen Afghanistans
Friedensschulen, Mutter-Kind-Klini-
ken, Gesundheitsstationen, Waisen-
häuser, Solarwerkstätten und weitere
Projekte ausschließlich mit privaten
Spendengeldern errichtet. Matthias
Wetzel sprach für ND mit Dr. Rein-
hard Erös. Foto: privat

Politiker-Portraits, aufgebracht auf das Pflaster vor dem Athener Parlament –
von Demonstranten mit Füßen getreten Foto: AFP/Louisa Gouliamaki

Schriftliche Prüfung an einer Oberschule in Kundus Foto: dpa/Naqeeb Ahmed

Bulgarien und
Rumänien reif
für Schengen
EU-Parlament befürwortet
Freizügigkeitsstatus

Straßburg (AFP/ND). Das Euro-
päische Parlament hat sich für die
Aufnahme Bulgariens und Rumä-
niens in den Schengen-Raum aus-
gesprochen. Beide EU-Mitglieds-
länder erfüllten die Voraussetzun-
gen und sollten daher in den Ge-
nuss der Freizügigkeit kommen,
stellte die Volksvertretung der Eu-
ropäischen Union am Mittwoch in
Straßburg in einer Entschließung
fest. Der mit sehr großer Mehrheit
verabschiedete Text soll nun den
Innen- und Justizministern der EU
vorgelegt werden, die sich am heu-
tigen Donnerstag in Luxemburg
treffen wollen.

Parlamentspräsident Jerzy Bu-
zek rief die EU-Staaten auf, der
Empfehlung des Parlaments zu
folgen und ihre Zustimmung für
den Beitritt der beiden südosteu-
ropäischen Staaten zum Schengen-
Raum zu geben. Die Bulgaren und
Rumänen sollten als vollwertige
EU-Mitglieder angesehen und
nicht zu »Geiseln populistischer
Reden« gemacht werden, mahnte
der Berichterstatter des Parla-
ments, der portugiesische Christ-
demokrat Carlos Coelho.

Das Europäische Parlament for-
derte jedoch eine strikte Kontrolle
der bulgarischen Grenzen zur Tür-
kei und zu Griechenland. Diese
Region sei wegen der illegalen
Einwanderung besonders »sensi-
bel«, heißt es in der Entschließung.
Bulgarien müsse besondere Maß-
nahmen zur Überwachung dieser
Grenzen sicherstellen und dabei
mit den Regierungen in Ankara
und Athen zusammenarbeiten.

Derzeit gehören dem Schengen-
Raum 22 der 27 EU-Staaten sowie
Island, Norwegen und die Schweiz
an. Liechtenstein soll in Kürze
ebenfalls hinzukommen.


